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Geplante Reform des Grunderwerbsteuergesetzes

Was sie für„Share Deals“ bei Kapitalgesellschaften bedeutet
Im Juni 2018 haben die Länderfinanzminister eine Ver-

schärfung des Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG) ins-

besondere bei Übertragung von Anteilen an grundbesitz-

haltenden Kapitalgesellschaften beschlossen. Das kann 

Konsequenzen für stationäre Einrichtungen haben.

Von Karsten Schulte

Am 8. Mai 2019 ist das von den Län-
derfinanzministerien entwickelte 
Konzept für eine Reform des GrEStG 
in den Referentenentwurf des Bun-
desministeriums für Finanzen (nach-
folgend „BMF“) zum Jahressteuerge-
setz 2019 (nachfolgend „JStG 2019“) 
übernommen worden. Das Bundeska-
binett hat den Regierungsentwurf am 
31. Juli 2019 in einem eigenständigen 
Gesetzentwurf (GesE) beschlossen.

Bislang unterliegt der GrESt ver-
einfacht unter anderem eine Über-
tragung von Anteilen (Share Deals) 
grundbesitzhaltender Kapitalgesell-
schaften (z. B. GmbHs), wenn durch 
die Übertragung mindestens 95 Pro-
zent der Anteile der Gesellschaft erst-
mals in einer Hand vereinigt werden 
(§ 1 Abs. 3 GrEStG) und auch die Über-
tragung von mindestens 95 Prozent 
der Anteile an einer solchen Kapital-
gesellschaft (§ 1 Abs. 3 Nr. 3 GrEStG). 
Der Anfall von GrESt kann bislang 
also vermieden werden, indem we-
niger als 95 Prozent der Geschäftsan-
teile übertragen oder in der Hand ei-
nes Gesellschafters vereinigt werden.

Geplante Änderungen

Um der genannten Gestaltungsmög-
lichkeit, weniger als 95 Prozent der 

Geschäftsanteile zu übertragen be-
ziehungsweise in einer Hand zu ver-
einigen, entgegenzuwirken sieht der 
GesE vor, die maßgebliche Grenze auf 
90 Prozent der Geschäftsanteile her-
abzusenken.

Darüber hinaus soll ein neuer 
§ 3 Abs.  2b) GrEStG eingefügt wer-
den, der für Kapitalgesellschaften 
eine GrESt-Pflicht für den Fall vor-
sieht, dass sich innerhalb von zehn 
Jahren der Gesellschafterbestand 
dergestalt ändert, dass mindestens 
90 Prozent der Anteile auf neue Ge-
sellschafter übergehen. In diesem Fall 
kann GrESt ausgelöst werden, ohne 
dass einer der Gesellschafter die Be-
teiligungsschwelle von 90 Prozent er-
reicht. Die Beteiligungsquote in § 6a 
GrEStG (Konzernklausel) soll in die-
sem Zusammenhang nicht geändert 
werden.

Übergangsregelungen

Diese Neuregelungen sollen grund-
sätzlich auf Erwerbsvorgänge an-
wendbar sein, die nach dem 31. De-
zember 2019 verwirklicht werden. 
Abzustellen ist hier nicht auf den 
Zeitpunkt des Vertragsabschlus-
ses, sondern auf den tatsächlichen 
Übergang der Geschäftsanteile. Der 
§ 1 Abs. 3 GrEStG soll mit der bisher 
geltenden Beteiligungsschwelle von 

95 Prozent weitergelten, sofern ein 
Gesellschafter bereits zu mindestens 
90 Prozent aber weniger als 95 Pro-
zent an der Gesellschaft beteiligt ist. 
Hierdurch wird verhindert, dass ein 
Gesellschafter, der vor der Gesetzes-
änderung GrESt-frei z. B. 94 Prozent 
der Anteile erworben hat, nach Her-
absetzung der Beteiligungsschwelle 
seine Beteiligung auf 100 Prozent 
aufstocken kann, ohne GrESt auszu-
lösen, da er nicht „erstmals“ die gül-
tige Schwelle übersteigt. Für die An-
wendbarkeit des § 1  Abs. 2b GrEStG 
sieht der GesE eine Übergangsrege-
lung vor, nach der Übergänge von 
Geschäftsanteilen, die auf einem Ver-

pflichtungsgeschäft beruhen, das in-
nerhalb eines Jahres vor Einbringung 
des Gesetzesentwurfs in den Bundes-
tag abgeschlossen wurde, nicht in die 
Zählquote des § 1 Abs. 2b GrEStG ein-
gehen, wenn die Geschäftsanteile in-
nerhalb eines Jahres nach dem Tag 
der Gesetzeseinbringung tatsächlich 
übergehen.

Fazit

Die geplanten Änderungen des GrEStG 
würden weitreichende Folgen haben. 
Die Übertragungen von Anteilen an 
grundbesitzhaltenden Kapitalgesell-
schaften auch innerhalb eines Kon-

zerns würden erschwert oder zumin-
dest verteuert werden. Dies betrifft 
viele Träger von Alten- und Pflegehei-
men, die zur Erlangung der Steuerbe-
günstigung häufig in der Rechtsform 
der GmbH geführt werden. Daher ist 
bei anstehenden Übertragungen zu 
prüfen, ob sich die Änderungen auf 
das Vorhaben auswirken. Zu beachten 
ist, dass auch mittelbare Anteilsver-
einigungen GrESt auslösen. So kann 
die Übertragung von Geschäftsantei-
len an einer GmbH ohne Grundbesitz 
GrESt in erheblichem Umfang auslö-
sen, wenn sie grundbesitzhaltende 
Tochtergesellschaften hat. Gegebe-
nenfalls sollte versucht werden, die 
Geschäftsanteile an grundbesitzhal-
tenden GmbHs noch vor dem 1. Ja-
nuar 2020 zu übertragen. 

Die Neuregelung des § 1 Abs. 
2b GrEStG würde dazu führen, dass 
die Gesellschaften nach Möglichkeit 
sämtliche – auch mittelbare – Ver-
änderungen ihres Gesellschafterbe-
standes dokumentieren sollten, um 
prüfen zu können, ob ein beabsichtig-
ter Gesellschafterwechsel GrESt nach 
§ 1 Abs. 2b GrEStG auslöst. Dies kann 
im Falle mehrstöckiger Beteiligun-
gen mitunter praktisch kaum mög-
lich sein.
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Die Übertragung von Geschäftsanteilen an einer GmbH ohne Grundbesitz kann GrESt in 

erheblichem Umfang auslösen, wenn sie grundbesitzhaltende Tochtergesellschaften hat.
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Projekt der Arbeiterwohlfahrt

Diskriminierungsfreie Versorgung
Berlin // Die Arbeiterwohlfahrt (AWO)
hat dieses Jahr ein Modellprojekt ge-
startet, um älteren Lesben, Schwu-
len, Bisexuellen, trans- und interge-
schlechtliche Menschen (LSBTI*) eine 
diskriminierungsfreie Versorgung in 
Pflegeeinrichtungen und durch ambu-
lante Dienste zu ermöglichen. 

Im Rahmen des bundesweiten 
Modellprojekts „Queer im Alter – Öff-
nung der Altenhilfeeinrichtungen der 
AWO für die Zielgruppe LSBTI*“ werde 
zunächst eine Musterkonzeption ent-
wickelt, die konkrete Maßnahmen 
aufzeigt, wie Angebote der Altenhilfe 
so ausgerichtet werden können, dass 
Bedürfnisse und Diskriminierungser-
fahrungen älterer LSBTI* berücksich-
tigt werden können, heißt es in einer 
Pressemitteilung der AWO. Daneben 
entstehe ein Fortbildungslehrplan, 
um Mitarbeitende zu schulen und zu 
sensibilisieren.

Alle Maßnahmen werden zu-
nächst an sechs bundesweiten Alten-
hilfestandorten der AWO erprobt und 
umgesetzt: Dortmund, Neu-Ulm, Ber-
nau und Köln sowie zwei ambulante 
Dienste in Neubrandenburg und 
Mönchengladbach. Mit dem Projekt-
ende Ende Februar 2021 werden alle 
Ergebnisse, Maßnahmen und Hand-
reichungen auch anderen Wohlfahrts-
verbänden und der Fachöffentlichkeit 
zur Verfügung gestellt. Das Modell-
projekt wird aus Mitteln des Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend gefördert. „Viele 
ältere LSBTI* wurden in diesem Land 
teilweise über Jahrzehnte staatlich 
verfolgt und gesellschaftlich ausge-
grenzt. Sie sollen im Alter nicht erneut 
Ablehnung und Ausgrenzung erfah-
ren müssen. Unser Ziel sind diskrimi-
nierungsfreie Angebote der profes-
sionellen Altenhilfe. Wir wollen eine 
Willkommenskultur, die klar macht: 
Alle Menschen sind willkommen und 
können leben und sein, wie sie möch-
ten“, so Brigitte Döcker, Mitglied des 
AWO-Bundesvorstandes. Nach Schät-
zungen leben in Deutschland mehr 
als eine Millionen über 65-Jährige, die 
sich als LSBTI* identifizieren. (ck)

Nach Todesfällen in Köln

Apotheken dürfen Heime beliefern
Köln // Die drei Kölner Apotheken, 
die nach dem Tod einer jungen Mut-
ter und ihres Babys durch eine vergif-
tete Glukose-Arznei vorsorglich ge-
schlossen wurden, dürfen weiterhin 
Pflegeheime beliefern. Die Medika-
mente würden jedoch von einem ex-
ternen Unternehmen geliefert und in 
den Apotheken nur umverpackt, er-
klärte das Gesundheitsministerium 
auf Nachfrage. Zuvor hatte der „Köl-
ner Stadt-Anzeiger“ berichtet. Außer-
dem gebe es im aktuellen Fall strenge 
Kontrollen durch ein Vier-Augen-Prin-
zip, Dokumentationspflichten und 
Stichproben der Behörden. Grund da-
für, dass die eigentlich geschlossenen 
Apotheken diese Aufgabe weiter aus-
führen dürfen, sind sogenannte Ver-
sorgungsverträge, die Apotheken mit 

Pflegeheimen abschließen. Diese sind 
nicht einfach auf andere Apotheken 
übertragbar, da sensible Patientenda-
ten weitergegeben werden müssten 
– und dafür bräuchte es die Zustim-
mung jedes einzelnen Betroffenen. 

Die eingesetzte Mordkommission 
ist damit beschäftigt, Zeugen zu ver-
nehmen und Beweismittel zu untersu-
chen. Noch ist weiterhin unklar(keine 
neuen Erkenntnisse bei Redaktions-
schluss), ob es sich bei der vergifte-
ten Arznei aus einer Kölner Apotheke 
um ein tragisches Versehen oder um 
Vorsatz handelte. Eine 28-Jährige und 
ihr Säugling starben vor wenigen Wo-
chen, einige Tage später informierten 
die Behörden die Öffentlichkeit und 
schlossen vorsorglich drei Apothe-
ken des Verbundes. (dpa)

Ältere LSBTI* haben in der Vergangenheit 

oft Diskriminierung erfahren. Das darf 

sich nicht wiederholen, wenn sie auf pro-

fessionelle Pflege angewiesen sind.  
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Vorwurf: Vergewaltigung von zwei Bewohnerinnen

Altenpflegerin steht vor Gericht
Ulm // Wegen Vergewaltigung von 
zwei demenziell erkrankten Frauen 
zwischen August 2017 und Oktober 
2017 in einem Heim im Landkreis 
Göppingen, muss sich seit Montag 
vergangener Woche eine Altenpfle-
gerin vor dem Landgericht Ulm ver-
antworten. 

Die Staatsanwaltschaft wirft 
der 47-Jährigen vor, die Seniorinnen 

während der Körperpflege sexuell 
misshandelt zu haben. Dabei habe 
sie für einen Bekannten aus einem 
Internet-Chat Videos und Fotos ge-
macht. Außerdem ist sie in vier Fäl-
len wegen des Erwerbs kinderporno-
grafischer Schriften angeklagt. 

Die Öffentlichkeit wurde von dem 
Verfahren nach Verlesung der Ankla-
geschrift ausgeschlossen. (dpa) 


